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Aktenzeichen: 1 A 94/15 MD Verkündet am 24. April 2018 

  Amme, Justizfachangestellte 

  als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle  

 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In der Verwaltungsrechtssache 

der A., , A-Straße, A-Stadt, 

 

      Klägerin,  

g e g e n 

die Stadt B-Stadt, 

B-Straße, B-Stadt, 

 

      Beklagte,  

w e g e n 

Ordnungsrecht 

hat das Verwaltungsgericht Magdeburg - 1. Kammer - auf die mündliche Verhandlung 

vom 24. April 2018 durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Köhler, den 

Richter am Verwaltungsgericht Zehnder und den Richter am Verwaltungsgericht Jost-

schulte sowie die ehrenamtliche Richterin Frau Henseleit und den ehrenamtlichen 

Richter Herr Hansen für Recht erkannt:  

 

Der Bescheid der Beklagten vom 19.06.2014 in der Gestalt des Wider-

spruchsbescheides vom 24.02.2015 wird aufgehoben. 

Die Beklagte wird verurteilt, der Klägerin die durch Bescheid der Beklag-

ten vom 19.06.2014 angeordnete Beseitigung der Eichenprozessions-

spinner entstandenen Kosten in Höhe von 3.665,20 Euro zu erstatten. 

 

Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens. 
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Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils 

vollstreckbaren Betrages vorläufig vollstreckbar.  

 

Der Streitwert wird auf 3.665,20 Euro festgesetzt. 

 

Tatbestand: 

 

 

Die Klägerin wendet sich gegen eine Anordnung zur Beseitigung des Eichenprozessi-

onsspinners und begeht die Erstattung der durch die angeordnete Beseitigung ihr ent-

standenen Kosten. 

 

Sie war Eigentümerin des Grundstücks A-Straße 32 in der Gemarkung M. (Flur 2, Flur-

stück 81/1), auf dem sich direkt an der Grenze zum Nachbargrundstück (Flur 2, Flur-

stück 81/6) 10 Eichen befinden, die im Juni 2014 vom Eichenprozessionsspinner befal-

len waren. Auf die Beschwerde der Eigentümerin des Nachbargrundstückes führte die 

Beklagte zusammen mit Vertretern der Klägerin, des Landkreises A. und verschiede-

nen Anwohnern, darunter auch die sich beschwerende Nachbarin, am 18.06.2014 ei-

nen Ortstermin durch. Hierbei stellte die Beklagte fest, dass in den auf dem Grundstück 

der Klägerin befindlichen Bäumen Nester der Raupen zu erkennen waren und die 

Raupen sich auch auf dem Grundstück der Nachbarin befanden. Als die Bäume in den 

Vorjahren von dem Eichenprozessionsspinner befallen waren, hatte die Klägerin ihn 

mittels chemischer Behandlung bekämpft. Im Termin vor Ort erklärte sie sich aber nicht 

bereit, ohne Ordnungsverfügung (Anordnung des Absaugens des Eichenprozessions-

spinners oder der Fällung der Bäume) weitere Maßnahmen zu treffen. Über die Kosten 

könne man nach der durchgeführten Maßnahme streiten. Sie sei nicht die Verursache-

rin. Der Befall der Bäume durch den Eichenprozessionsspinner sei ein Naturphäno-

men. Bereits bei dem Ortstermin ordnete die Beklagte gegenüber der Klägerin an, zum 

Absaugen des Eichenprozessionsspinners schnellstmöglich eine Firma zu beauftra-

gen.  

 

Mit Bescheid vom 19.06.2014 forderte die Beklagte die Klägerin unter Anordnung der 

sofortigen Vollziehung auf, unverzüglich, mindestens jedoch eine Woche nach Zugang 

der Verfügung die Beseitigung der Eichenprozessionsspinner an den befallenen Ei-

chen durch Absaugen vorzunehmen. Gegen den Bescheid vom 19.06.2014 legte die 

Klägerin Widerspruch am 30.06.2014 Widerspruch ein. In der Begründung führte sie im 

Wesentlichen aus: Die Gefahren, die vom Eichenprozessionsspinner ausgingen, stelle 

sie nicht in Abrede. Sie sei aber keine Zustandsstörerin, weil von ihrem Grundstück 

keine unmittelbare Gefahr ausginge. Die Gefahr ginge erst von den wild lebenden Tie-

ren, den Eichenprozessionsspinnern aus. Auch ließen sich – wie das Beispiel des Lan-

des Brandenburg zeige – mit einer koordinierten grundstücksübergreifenden Bekämp-

fung des Eichenprozessionsspinners, die bereits im Frühjahr ihren Anfang nehmen 
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müsse, deutlich bessere Erfolge erzielen. Die jeweiligen Grundstückseigentümer seien 

dort durch eine Allgemeinverfügung gehalten, die behördlichen Maßnahmen auf ihren 

Grundstücken zu dulden. Am 01.07.2014 begann eine von der Klägerin beauftragte 

Firma mit dem Absaugen der Nester des Eichenprozessionsspinners. Für die Beseiti-

gung des Eichenprozessionsspinners stellte die beauftragte Firma der Klägerin einen 

Betrag in Höhe von 3.665,20 Euro in Rechnung. Der Landkreis A. wies mit Wider-

spruchsbescheid vom 24.02.2015, zugestellt am 25.02.2015, den Widerspruch der 

Klägerin als unbegründet zurück. 

 

Hierauf hat die Klägerin am 23.03.2015 Klage beim Verwaltungsgericht Magdeburg 

erhoben. Zur Begründung der Klage trägt er Folgendes vor: Die Klage sei als Anfech-

tungsklage zulässig. Der angefochtene Verwaltungsakt habe sich nicht etwa erledigt. 

Denn die Beschwer, d. h. die von der Klägerin aufgewandten Kosten der Bekämpfung 

bestünden noch fort. Der Antrag auf Erstattung der Kosten sei als Annexantrag zur 

Anfechtungsklage zulässig. Die Klage sei auch begründet. Die Klägerin habe keine 

tatsächliche Gewalt über die Tiere gehabt und ihr Grundstück habe die Gefahr nicht in 

sich selbst getragen. Der auf dem Grundstück befindliche Eichenbestand stelle selbst 

keine Gefahr dar. 

  

Die Klägerin beantragt, 

 

 1. den Bescheid der Beklagten vom 19.06.2014 in der Gestalt des Wider-

spruchsbescheides vom 24.02.2015 aufzuheben und 

 

2. die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin die durch die im vorgenannten Be-

scheid angeordnete Beseitigung der Eichenprozessionsspinner entstandenen 

Kosten in Höhe von 3.665,20 Euro zu erstatten. 

 

Die Beklagte beantragt,  

 

die Klage abzuweisen. 

 

Zur Klageerwiderung trägt sie im Wesentlichen vor: Die Klage sei unbegründet. Denn 

die Gefahr sei unmittelbar von dem Grundstück der Klägerin ausgegangen. Die Nester 

der Raupen seien "gewissermaßen" Bestandteil der Eichen geworden, so dass man 

wertend davon ausgehen könne, dass die Gefahr unmittelbar von den vom Eichenpro-

zessionsspinner befallenden Bäumen ausgegangen und damit vom Eigentümer als 

Zustandsverantwortlichen zu beseitigen gewesen sei. Die angefochtene Ordnungsver-

fügung sei auch ermessensfehlerfrei und verhältnismäßig gewesen. Sie sei die kosten-

günstigste Möglichkeit zur Bekämpfung des Eichenprozessionsspinners gewesen.  

 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes und des Vorbringens der Beteilig-

ten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und den vom Beklagten vorgelegten Verwal-
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tungsvorgang verwiesen. Diese Unterlagen waren Gegenstand der mündlichen Ver-

handlung und der Entscheidungsfindung. 

 

 

Entscheidungsgründe: 

 

 

Die Klage ist zulässig und begründet. 

 

Die mit dem Antrag zu 1 gegen den Bescheid der Beklagten vom 19.06.2014 in der 

Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 24.02.2015 erhobene Klage ist als Anfech-

tungsklage i. S. v. § 42 Abs. 1 Satz 1, 1. Alt. VwGO zulässig. Ihr fehlt insbesondere 

nicht das Rechtschutzbedürfnis. Denn der angefochtene Verwaltungsakt hat sich nicht 

i. S. v. § 1 Abs. 1 Satz 1 VwVfG LSA i. V. m. § 43 Abs. 2 VwVfG, § 113 Abs. 1 Satz 4 

VwGO erledigt, obwohl eine von der Klägerin beauftragte Firma die im angefochtenen 

Bescheid angeordnete Beseitigung des Eichenprozessionsspinners vorgenommen hat. 

 

Gemäß § 43 Abs. 2 VwVfG wird ein Verwaltungsakt unter anderem dann unwirksam, 

wenn er sich, auf welche Weise auch immer, erledigt hat. Eine Erledigung in diesem 

Sinne ist zu bejahen, wenn der Verwaltungsakt keine rechtlichen Wirkungen mehr ent-

faltet oder wenn die ihm immanente Steuerungsfunktion weggefallen ist (BVerwG, B. v. 

17.11.1998 – 4 B 100.98 -, juris, Rdnr. 9). Ob ein Verwaltungsakt keine rechtlichen 

Wirkungen mehr entfaltet, ist anhand der materiellen Rechtslage zu entscheiden (Thü-

rOVG, U. v. 23.05.2005 – 1 KO 188/705 -, juris, Rdnr. 21). Zwar hat sich der primäre 

Regelungsgehalt des angegriffenen Bescheides, nämlich das an die Klägerin gerichte-

te Verlangen, die Eichenprozessionsspinner zu beseitigen, mit dem Absaugen des 

Schädlings von den befallenen Eichen erledigt. Allein daraus kann jedoch nicht ge-

schlossen werden, dass aufgrund dieses Vollzugs von dem Verwaltungsakt keine 

rechtlichen Wirkungen mehr ausgehen und daher kein schützenswertes Interesse an 

seiner Aufhebung besteht. Der Verwaltungsakt entfaltet trotz seines Vollzugs noch 

Rechtswirkungen. Denn der Behörde ist es gestattet, Folgenbeseitigungsansprüche 

abzuwehren. § 113 Abs. 1 Satz 1 bis 3 VwGO setzt voraus, dass trotz des Vollzugs 

des Verwaltungsaktes dieser weiterhin aufhebbar bleibt. § 113 Abs. 1 Satz 2 VwGO 

ermöglicht die gleichzeitige Verurteilung zur Folgenbeseitigung, was die Aufhebung 

des angegriffenen Verwaltungsaktes zwingend voraussetzt. Daher hat sich ein Verwal-

tungsakt nicht erledigt, solange ein Vollzugsfolgenbeseitigungsanspruch geltend ge-

macht werden kann (ThürOVG, U. v. 23.05.2005 – 1 KO 188/705 -, a. a. O.; BVerwG, 

B. v. 17.11.1998 – 4 B 100.98 -, a. a. O.; OVG Rheinland-Pfalz, U. v. 20.11.1996 - 8 A 

13546/95 -, juris, Rdnr. 2). So liegt der Fall hier. Die Klägerin hat nicht nur einen An-

fechtungsantrag gestellt, sondern zugleich begehrt, ihr die verauslagten Kosten zu er-

statten, die für die Beseitigung der Eichenprozessionsspinner entstanden sind. Dieses 

Begehren kann sie im Wege der Vollzugsfolgenbeseitigung gemäß § 113 Abs. 1 Satz 2 

VwGO erreichen. Dass die Klägerin der sofort vollziehbaren Anordnung im Bescheid 

der Beklagten vom 19.06.2014 Folge geleistet hat, steht der grundsätzlichen Anwend-
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barkeit des § 113 Abs. 1 Satz 2 VwGO nicht entgegen. Diese Vorschrift erfasst sowohl 

den Fall, dass die Behörde im Wege der Ersatzvornahme tätig wird, als auch die Fall-

gestaltung, dass der Betroffene der Anordnung selbst Folge leistet. Unter Vollzug im 

Sinne dieser Vorschrift sind alle tatsächlichen Maßnahmen zu verstehen, auf die der 

Verwaltungsakt gerichtet ist. Wer sie ausgeführt hat, ist unerheblich (ThürOVG, U. v. 

23.05.2005 – 1 KO 188/705 -, a. a. O.; Wolff in: Sodan/Ziekow, Verwaltungsgerichts-

ordnung, Kommentar, 3. Aufl. 2010, § 113, Rdnr. 196 f. m. w. N.). Da die Kosten für die 

Beseitigung der Eichenprozessionsspinner unmittelbare Folge der Verpflichtung zur 

Durchführung der angeordneten Maßnahme waren, sind sie vom Vollzugsfolgenbesei-

tigungsanspruch vom Umfang her grundsätzlich umfasst (vgl. ThürOVG, U. v. 

23.05.2005 – 1 KO 188/705 -, a. a. O.). 

 

Die Anfechtungsklage ist auch begründet. 

 

Der Bescheid der Beklagten vom 19.06.2014 in der Gestalt des Widerspruchsbeschei-

des vom 24.02.2015 ist rechtswidrig und verletzt die Klägerin in ihren Rechten (§ 113 

Abs. 1 S. 1 VwGO). 

 

Die Rechtmäßigkeit des angefochtenen Bescheides beurteilt sich nach der polizeili-

chen Generalklausel des § 13 SOG LSA. Hiernach können die Sicherheitsbehörden 

die erforderlichen Maßnahmen treffen, um eine Gefahr abzuwenden. Dass von den 

Nestern des Eichenprozessionsspinners eine Gefahr in diesem Sinne (für die mensch-

liche Gesundheit) ausgegangen ist, ist zwischen den Beteiligten nicht streitig. Auch das 

erkennende Gericht hat hieran keine Zweifel (vgl. hierzu auch: VG Neustadt (Wein-

straße), U. v. 09.02.2017 – 5 K 566/16.NW -, juris, Rdnr. 31). 

 

Die Beklagte hat die Klägerin jedoch zu Unrecht als für die Beseitigung der Gefahr haf-

tende Störerin i. S. d. §§ 7 und 8 SOG LSA herangezogen.  

 

Dass die Klägerin den Befall der auf ihrem Grundstück stehenden Eichen durch den 

Eichenprozessionsspinner selbst verursacht hat und sie deshalb als Verhaltensstörerin 

nach § 7 Abs. 1 SOG LSA zur Beseitigung des Schädlings herangezogen werden 

konnte, ist nicht ersichtlich. 

 

Die Klägerin ist entgegen der Ansicht der Beklagten auch keine Zustandsstörerin i. S. 

d. § 8 SOG LSA (a. A. VG Neustadt (Weinstraße), U. v. 09.02.2017 – 5 K 566/16.NW -, 

a. a. O., Rdnr. 34). Denn die Gefahr, die von den Eichenprozessionsspinnern ausging, 

steht nicht unmittelbar in Verbindung mit dem Grundstück der Klägerin.  

 

Die Verantwortlichkeit des Eigentümers oder des Inhabers der tatsächlichen Gewalt für 

den polizeilichen Zustand von Sachen, ist Ausfluss der tatsächlichen und rechtlichen 

Sachherrschaft, welche die Nutzung der Sache mit den sich daraus ergebenden wirt-

schaftlichen Vorteilen ermöglicht. Wer die Sachherrschaft innehat, kann und muss da-

für sorgen, dass andere - insbesondere die Benutzer der Sache - nicht durch ihren 
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gefährlichen Zustand gestört oder gar geschädigt werden. Daher ist auch der Betreiber 

einer Anlage dafür verantwortlich, dass die Anlage im Rahmen seines bestimmungs-

gemäßen Gebrauchs sicher, insbesondere betriebssicher ist. Er ist aber - ohne beson-

dere gesetzliche Regelung - nicht ohne weiteres verpflichtet, andere vor Schäden zu 

bewahren, die ein unbefugter Dritter durch den Missbrauch der Sache anrichten könn-

te. Allein die aus der tatsächlichen und rechtlichen Sachherrschaft des Eigentümers 

herzuleitende generelle Verantwortlichkeit für den gefahrlosen Zustand der Sache 

rechtfertigt dies nicht. Im Verhältnis zu einer die Gefahr oder den Schaden unmittelbar 

auslösenden Missbrauchshandlung eines Dritten ist der Zustand der Sache, auch 

wenn er gewisse Anreize für einen Missbrauch geben sollte, nur eine entferntere (mit-

telbare) Ursache. Solche mittelbaren Ursachen lösen die polizeiliche Zustandshaftung 

nicht aus. Anderenfalls würde nämlich die polizeiliche Zustandshaftung, weil haftungs-

beschränkende Kriterien der Rechtswidrigkeit und Schuld insofern fehlen, in eine kon-

turenlose Billigkeitshaftung umgewandelt werden, die aus dem hier maßgebenden 

Grunde der Herrschaft über die Sache nicht zu rechtfertigen wäre (BVerwG, U. v. 

04.10.1985 – 4 C 76.82 -, juris, Rdnr. 21 m. w. N.).  

Ob von einem Grundstück unmittelbar eine Gefahr ausgeht, ist von Fall zu Fall anhand 

einer wertenden Betrachtung festzustellen. Der Zustand einer Sache und die Sach-

herrschaft über sie können im Verhältnis zu der Gefahr oder dem Schaden auch eine 

nur entferntere, mittelbare Ursache darstellen; solche mittelbaren Ursachen lösen die 

polizeiliche Zustandshaftung nicht aus. Wenn aber wild lebende Tiere das Grundstück 

gefahrbegründend ungehindert nutzen können und allein deshalb von dem Grundstück 

eine Gefahr ausgeht, stellen der Zustand der Sache und die Sachherrschaft über sie 

grundsätzlich nur eine mittelbare Ursache der Gefahr dar. In diesen Fällen ist der 

Grundeigentümer, auch wenn von der Sache ein gewisser Anreiz für ihre Nutzung 

durch wild lebende Tiere ausgehen mag, nicht aus allgemeinen Gründen der Gefah-

renabwehr verpflichtet, (auf eigene Kosten) Schutz vor der Nutzung des Grundstücks 

durch ein wild lebenden Tier zu schaffen, von dem Gesundheitsgefahren ausgehen 

können (OVG NRW, B. v. 06.09.2004 – 13 A 3802/02 -, juris, Rdnr. 23 ff.). Das gilt je-

denfalls dann, wenn – wie hier – weder vorgetragen noch ersichtlich ist, dass gleich-

sam naturgemäß zwingend jede Eiche von dem Eichenprozessionsspinner befallen 

wird. 

 

Eine Inanspruchnahme des Grundstückseigentümers als Zustandsstörer kommt hinge-

gen dann in Betracht, wenn die Gefahr und das Grundstück hinreichend eng (unmittel-

bar) in Beziehung stehen, weil etwa durch die Ablagerung von Unrat oder Abfall Ratten 

angelockt werden oder das Grundstück andere besondere Anreize für die Nutzung 

eines wild lebenden Tieres bietet, von dem eine Gefahr ausgehen kann (vgl. OVG 

NRW, B. v. 06.09.2004 – 13 A 3802/02 -, juris, Rdnr. 31). Allein die Bepflanzung oder 

der Bewuchs des Grundstückes mit einer bestimmten Baumart, der sogar als im All-

gemeininteresse als schützenswert gilt, löst keinen besonders Anreiz für die Anlockung 

eines gefahrbegründenden wild lebenden Tieres aus, für den der Grundstückeigentü-
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mer polizeirechtlich zu haften hat, selbst wenn dieses Tier nach artgerechter Lebens-

weise regelmäßig nur diese Pflanzenart befällt. 

 

In diesen Fällen kann der Grundstückseigentümer nur als nicht verantwortliche Person 

i. S. v. § 10 SOG LSA etwa durch den Erlass eines Bescheides, indem er auf Kosten 

der Behörde durchzuführende Gefahrenbeseitigungsmaßnahmen zu dulden hat, in 

Anspruch genommen werden.  

 

Auch der von der Klägerin mit ihren Antrag zu 2 verfolgte Leistungsantrag auf Erstat-

tung der für die Beseitigung der Eichenprozessionsspinner aufgewandten Kosten in 

Höhe von 3.665,20 Euro ist zulässig und begründet. 

 

Gemäß § 113 Abs. 1 Satz 2 VwGO kann die Klägerin neben der Anfechtungsklage 

bereits einen Vollzugsfolgenbeseitigungsanspruch geltend machen. Ihr fehlt nicht des-

halb Rechtsschutzbedürfnis, weil sie sich nach der rechtskräftigen Aufhebung des an-

gefochtenen Bescheides mit ihrem Erstattungsbegehren zunächst an die Beklagte 

wenden könnte. Diesen Weg will ihr der Gesetzgeber mit der Vorschrift des § 113 Abs. 

1 Satz 2 VwGO gerade ersparen. 

 

Die Klägerin hat einen Anspruch gegen die Beklagte auf Erstattung der von ihr für die 

Beseitigung der Eichenprozessionsspinner aufgewandten Kosten in Höhe von 3.665,20 

Euro. Der Erstattungsanspruch beruht auf den durch die Rechtsprechung gewohnheits-

rechtlich anerkannten Folgenbeseitigungsanspruch. Ein Anspruch auf Folgenbeseiti-

gung ist gegeben, wenn durch einen hoheitlichen Eingriff in ein subjektives Recht ein 

rechtswidriger Zustand geschaffen wird, der noch andauert. Er richtet sich gegen den 

für den Eingriff Verantwortlichen, also die handelnde Behörde. Er ist seinem Inhalt 

nach grundsätzlich auf die Wiederherstellung des Zustandes, der im Zeitpunkt des 

rechtswidrigen Eingriffs bestand, und zwar in natura gerichtet. Geldrestitution ist dann 

möglich, wenn die rechtswidrigen Folgen in einem Geldverlust bestehen. Ausnahms-

weise ist auch dann Geldersatz zu leisten, wenn der Verpflichtete nicht mehr zur Fol-

genbeseitigung in der Lage ist (Schmidt in: Eyermann, VwGO, Kommentar, 14. Aufl. 

2014, § 113, Rdnr. 28 m. w. N.).  

 

Die Voraussetzungen für eine Folgenbeseitigung des vollzogenen Bescheides der Be-

klagten vom 19.06.2014 in Form eines Geldersatzes liegen vor. Die Anordnung zur 

Beseitigung der Eichenprozessionsspinner war ein hoheitlicher Eingriff in die Rechte 

der Klägerin, durch den ein noch andauernder rechtswidriger Zustand geschaffen wur-

de. Der rechtswidrige und mit der vorliegenden Entscheidung aufzuhebende Bescheid 

vom 19.06.2014 ist zur Legalisierung dieses Zustandes nicht geeignet. Verantwortlich 

für den rechtswidrigen Eingriff ist die Beklagte, weil sie den rechtswidrigen Bescheid 

gegenüber der Klägerin erlassen hat. Die Folgenbeseitigung kann vorliegend nur in 

Geldersatz geleistet werden, weil die Beseitigung des Eichenprozessionsspinners nicht 

mehr rückgängig gemacht werden kann. Ausschlussgründe für eine Folgenbeseitigung 

(Unzumutbarkeit für die Behörde, unzulässige Rechtsausübung oder Mitverantwortung 
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des rechtswidrigen Zustandes durch die Klägerin) sind nicht ersichtlich. Die Höhe des 

Erstattungsbetrages ist zwischen den Beteiligten nicht streitig und von der Klägerin 

durch die Vorlage der Rechnung der von ihr mit der Beseitigung des Schädlings beauf-

tragten Firma belegt.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO; diejenige über die vorläufige 

Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 167 VwGO, 709 ZPO. 

 

Die Festsetzung des Streitwertes beruht auf §§ 63 Abs. 2 Satz 1, 52 Abs. 1 Satz 1 

GKG und entspricht der Höhe der Kosten, die die Klägerin für die im streitigen Be-

scheid angeordnete Beseitigung der Eichenprozessionsspinner aufgewandt hat. 

 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

 

 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie von dem Ober-

verwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt zugelassen wird. 

 

Die Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils 

zu beantragen. Der Antrag ist bei dem 

 

Verwaltungsgericht Magdeburg, 

Breiter Weg 203 – 206, 39104 Magdeburg, 

 

zu stellen. Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

 

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils sind die Gründe darzule-

gen, aus denen die Berufung zuzulassen ist.  

 

Die Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei 

dem Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, Breiter Weg 203 – 206, 

39104 Magdeburg, einzureichen. 

 

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskos-

tenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 

Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht eingelei-

tet wird. 

  

Als Bevollmächtigte vor dem Oberverwaltungsgericht sind zugelassen: Rechtsanwälte, 

Rechtslehrer im Sinne des § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO und die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 

3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen und Organisationen. 
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Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 

ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können 

sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftig-

te mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des 

öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufga-

ben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen; eine Vertretung ist auch durch 

entsprechend beschäftigte Diplom-Juristen im höheren Verwaltungsdienst zulässig. 

  

Ein Beteiligter, der nach Maßgabe des § 67 Abs. 4 Sätze 3 und 7 VwGO zur Vertretung 

berechtigt ist, kann sich selbst vertreten.  

 

Die Streitwertfestsetzung kann durch Beschwerde an das 

 

Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, 

Magdeburg, 

 

angefochten werden, wenn der Beschwerdewert 200 € (zweihundert Euro) übersteigt. 

Sie ist innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache 

Rechtskraft erlangt oder sich das Verfahren anderweitig erledigt hat, bei dem 

 

Verwaltungsgericht Magdeburg, 

Breiter Weg 203 – 206, 39104 Magdeburg, 

 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. 

 

Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so 

kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-

teilung des Beschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Be-

schluss mit dem dritten Tag nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 

 

Für beide Rechtsmittel gilt: 

 

Bei dem Verwaltungsgericht Magdeburg und beim Oberverwaltungsgericht des Landes 

Sachsen-Anhalt können in allen Verfahren auch elektronische Dokumente nach Maß-

gabe von § 55 a VwGO und der nach § 55 a Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 Nr. 3 VwGO erlas-

senen Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 

Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-

scher-Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) eingereicht werden. 

 

 

 

Köhler                             Zehnder                    Jostschulte 


